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Deutscher Corporate Governance Kodex 
Erklärung gemäß § 161 AktG 

 

Vorstand und Aufsichtsrat der Mainova Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, erklären, dass 
seit der Abgabe der letzten Entsprechenserklärung vom 7. Dezember 2016 den Empfehlungen 
der "Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex" in der vom Bundesmi-
nisterium der Justiz im amtlichen Teil des elektronischen Bundesanzeigers am 12. Juni 2015 
bekannt gemachten Fassung vom 5. Mai 2015 und am 24. April 2017 mit Berichtigung vom 
19. Mai 2017 bekannt gemachten Fassung vom 7. Februar 2017 mit folgenden Abweichungen 
entsprochen wurde und wird: 

 

• Keine Vereinbarung eines Selbstbehalts in der D&O-V ersicherung für Mitglieder 
des Aufsichtsrats (Abschnitt 3.8 Abs. 3 i.V.m. Abs.  2): 

 Die D&O-Versicherungen für die Aufsichtsratsmitglieder der Mainova AG sehen derzeit 
keinen Selbstbehalt vor. Die Mainova AG ist nicht der Auffassung, dass durch die Ver-
einbarung eines solchen Selbstbehalts die Leistungsbereitschaft, die Motivation, die Lo-
yalität und das Verantwortungsbewusstsein ihrer Aufsichtsratsmitglieder zusätzlich ge-
fördert werden. 

 

• Bisher keine Veröffentlichung der Grundzüge des Com pliance Management Sys-
tems (Abschnitt 4.1.3 S. 2 HS. 2): 

Die Grundzüge des Compliance Management Systems der Mainova AG werden zukünf-
tig entsprechend der Empfehlung in Abschnitt 4.1.3 S. 2 HS. 2 des Kodex in der Fassung 
vom 7. Februar 2017 offen gelegt.  

 

• Beschränkt vertikaler Vergleich der Vorstandsvergüt ung, keine Festlegung von 
betragsmäßigen Höchstgrenzen und des Versorgungsniv eaus (Abschnitt 4.2.2 
Abs. 2 S. 3, 4.2.3 Abs. 2 S. 5 und Abs. 3): 

Der Aufsichtsrat überprüft jährlich die Angemessenheit der Höhe der fixen Vergütung 
des Vorstands und bezieht in diesem Zusammenhang auch die variablen Elemente in 
seine Beurteilung mit ein. Dabei nimmt er einen horizontalen sowie einen vertikalen Ver-
gleich vor. Aufgrund der damit verbundenen Unsicherheiten in Bezug auf Auslegungs-
fragen wird im Hinblick auf den Vertikalabgleich vorsorglich eine Abweichung erklärt. 

Die Grundgehälter der Vorstandsmitglieder und die kurzfristige variable Vergütung, wel-
che sich nach der Höhe des Ergebnisses des Mainova-Konzerns richtet, weisen keine 
betragsmäßigen Höchstgrenzen auf. Die langfristige variable Vergütung ist aufgrund ih-
rer Systematik faktisch gedeckelt, allerdings nicht bei definierten Beträgen, sondern bei 
bestimmten Erfüllungsgraden oberhalb der Zielvorgaben von 100 %. Das Absehen von 
der Festlegung von Höchstgrenzen erfolgt vor dem Hintergrund, dass regelmäßige Prü-
fungen der Vergütungshöhe auf ihre Angemessenheit erfolgen. Der Aufsichtsrat verfolgt 
zudem die europäische und nationale Gesetzgebung zu diesem Thema. 

Bei Versorgungszusagen wird von der Festlegung des Versorgungsniveaus abgesehen. 
Eine solche Festlegung erachtet der Aufsichtsrat in Anbetracht der nicht vorhersehbaren 
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Dauer der Unternehmenszugehörigkeit der Vorstandsmitglieder, von möglichen Inkom-
patibilitäten mit künftigen Änderungen der Versorgungssystematik für neue Vorstands-
mitglieder und vor dem Hintergrund des entstehenden Kalkulationsaufwands für nicht 
sinnvoll. 

 

• Keine Altersgrenzen für Mitglieder des Vorstands (A bschnitt 5.1.2 Abs. 2 S. 3): 

Altersgrenzen für Mitglieder des Vorstands werden für die Mainova AG aufgrund der not-
wendigen Flexibilität in einem besondere Fachkenntnisse erfordernden Markt als nicht 
den Unternehmensinteressen gerecht werdend erachtet. 

 

• Gleichzeitiger Vorsitz von Aufsichtsrat und Prüfung sausschuss und Unabhängig-
keit des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses (Absc hnitt 5.3.2 Abs. 3 S. 2. und 
S.3): 

 Der Aufsichtsratsvorsitzende hat auch den Vorsitz im Wirtschafts-, Finanz- und Prüfungs-
ausschuss inne. Der Vorsitzende weist zu dem Vorstand keine größere Nähe auf als die 
übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats. Er verfügt über sehr gute Kenntnisse über das Un-
ternehmen und eine hohe Fachkompetenz. Die Arbeit des Prüfungsausschusses wird 
durch den doppelten Vorsitz ebenso wenig beeinträchtigt wie die des Aufsichtsrats 
selbst. Die unmittelbare Kenntnis des Inhalts der Vorberatungen im Prüfungsausschuss 
erleichtert vielmehr die Sitzungsleitung im Aufsichtsrat. Von daher bestehen auch im Hin-
blick auf die Arbeitsbelastung keinerlei Bedenken gegen einen Doppelvorsitz. 

 Im Hinblick auf die ungeklärten Voraussetzungen des Begriffs der Unabhängigkeit wird 
vorsorglich erklärt, dass der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, Herr Uwe Becker, 
Bürgermeister und Stadtkämmerer der Stadt Frankfurt am Main ist, die 100 % der Anteile 
der Stadtwerke Frankfurt am Main Holding GmbH hält, die wiederum rund 75,2 % der 
Aktien an der Mainova AG hält. Dies wird für unbedenklich gehalten, da es in der Ver-
gangenheit nicht zu Interessenskonflikten gekommen ist, die die Mitwirkung des Vorsit-
zenden an Beratungen oder Beschlüssen verhindert haben. Derartige Interessenskon-
flikte werden auch für die Zukunft nicht erwartet.  

 

• Keine Bildung eines Nominierungsausschusses durch d en Aufsichtsrat (Ab-
schnitt 5.3.3): 

 Nach den bisherigen Erfahrungen erachtet der Aufsichtsrat der Mainova AG die Bildung 
eines Nominierungsausschusses nicht für erforderlich, um geeignete Kandidaten vorzu-
schlagen. Die Entscheidung über die Wahlvorschläge des Aufsichtsrats an die Hauptver-
sammlung soll dem gesamten Aufsichtsrat obliegen. 

 

• Keine Benennung konkreter Ziele zur Zusammensetzung  des Aufsichtsrats (Ab-
schnitt 5.4.1 Abs. 2 und 4 sowie 5.4.2):  

 Der Aufsichtsrat hält eine konkrete Festsetzung der Ziele für seine Zusammensetzung 
und die Erarbeitung eines Kompetenzprofils nicht für sachgerecht.  
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 Die Zusammensetzung des Aufsichtsrats orientiert sich daran, dass seine Mitglieder ins-
gesamt über die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfügen. Bei Wahlvorschlägen 
steht die persönliche Kompetenz möglicher Kandidaten unter besonderer Berücksichti-
gung der unternehmensspezifischen Anforderungen im Vordergrund. Die Festlegung auf 
konkrete Ziele der Zusammensetzung sowie die Erarbeitung eines Kompetenzprofils für 
das Gesamtgremium würde die Auswahl geeigneter Kandidaten zu sehr einschränken 
und könnte potentiell geeignete Kandidaten von vornherein ausschließen. 

 Der Aufsichtsrat ist aus geeigneten Mitgliedern zusammengesetzt, die hinsichtlich ihrer 
fachlichen Qualifikationen, ihrer Erfahrungen und ihres Alters ein breites Spektrum ab-
bilden. Konkrete Ziele im Hinblick auf einen festen Anteil von ausländischen oder inter-
national besonders erfahrenen Mitgliedern sind für die Mainova AG als hauptsächlich 
national tätiges Unternehmen nicht sinnvoll. Eine Vorgabe zur Vermeidung von potenti-
ellen Interessenkonflikten wäre aufgrund der besonderen Aktionärsstruktur der Mainova 
AG mit einem kommunalen Großaktionär nur eingeschränkt umsetzbar. Eine Alters-
grenze für Aufsichtsratsmitglieder wäre angesichts der besonderen Anforderungen an 
die Fachkenntnisse eine nicht mit dem Unternehmensinteresse zu vereinbarende Ein-
schränkung der Rechte der wahlberechtigten Aktionäre und Arbeitnehmer. Insoweit ist 
auch eine Regelgrenze für die Zugehörigkeitsdauer zum Aufsichtsrat kein sachgerechtes 
Kriterium für die Suche bzw. den Ausschluss von Mitgliedern des Aufsichtsrats. Die Mit-
glieder des Aufsichtsrats der Mainova AG weisen aktuell eine durchschnittliche Zugehö-
rigkeitsdauer von rund acht Jahren und damit von weniger als zwei Amtsperioden auf. 
Dies ist nach Auffassung des Aufsichtsrats der Ausdruck eines angemessenen Verhält-
nisses von Erfahrung auf der einen und neuen Impulsen auf der anderen Seite. Eine 
pauschale Regelgrenze für die Zugehörigkeitsdauer würde die Nutzung der Expertise 
erfahrener Mitglieder und die nicht von vornherein unsachgerechte persönliche Kontinu-
ität in der Besetzung des Aufsichtsrats ausschließen.  

 Eine formalisierte Zielvorgabe für die Anzahl unabhängiger Aufsichtsratsmitglieder im 
Sinne von Abschnitt 5.4.2 des Kodex würde das Auswahlermessen hinsichtlich der Qua-
lifikation des Kandidaten pauschal in einer nicht im Interesse des Unternehmens gerecht 
werdenden Weise einschränken. Im Übrigen sieht es der Aufsichtsrat als entscheidend 
an, bei seiner Arbeit stets dafür Sorge zu tragen, dass die Unabhängigkeit seiner Mitglie-
der vom Vorstand und die effektive Überwachung und Beratung des Vorstands gewähr-
leistet ist.  

 Derzeit stehen fünf weibliche Aufsichtsräte zur Verfügung. Der Anteil von mindestens 
30% Frauen und Männern wird entsprechend den gesetzlichen Voraussetzungen be-
rücksichtigt. 

 Da entsprechende Ziele nicht festgelegt werden, kann auch den hierauf basierenden 
Empfehlungen gemäß Abschnitt 5.4.1 Abs. 4 nicht gefolgt werden, insbesondere entfällt 
eine eigene Darstellung im Corporate Governance Bericht.  

 

 Keine Beschränkung der Mitglieder des Aufsichtsrats  hinsichtlich Tätigkeiten bei 
wesentlichen Mitbewerbern (Abschnitt 5.4.2 Satz 4):  

 Die Mitglieder des Aufsichtsrats der Mainova AG üben Organfunktionen bei Unterneh-
men aus, die je nach Betrachtungsweise als Wettbewerber der Mainova AG beurteilt 
werden könnten. Ihre Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der Mainova AG ist jedoch aufgrund 
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ihrer langjährigen Erfahrung und hohen fachlichen Qualifizierung im Unternehmensinte-
resse überaus wichtig. Nach Auffassung von Vorstand und Aufsichtsrat begründen die 
ausgeübten Organfunktionen keinen Interessenskonflikt zum Nachteil des Unterneh-
mens, der die erforderliche Unabhängigkeit für die Erfüllung der Kontroll- und Überwa-
chungsaufgabe des Aufsichtsrats beeinträchtigen würde. 

 

• Keine Beschränkung der Mitglieder des Vorstands hin sichtlich Mandaten in Auf-
sichtsgremien und Aus- und Fortbildungsmaßnahmen (A bschnitt 5.4.5 Abs. 1  
S. 2, Abs. 2): 

 Aufgrund der besonderen Erfordernisse der Geschäftstätigkeit kommunaler Energiever-
sorger und der damit notwendigerweise verbundenen Branchenkenntnis entspricht es 
nicht dem Unternehmensinteresse, die Sitze der Vorstandsmitglieder in Aufsichtsräten 
konzernexterner börsennotierter Gesellschaften oder in Aufsichtsgremien von konzern-
externen Gesellschaften mit vergleichbaren Anforderungen auf drei zu limitieren. Zur 
Wahrung der erforderlichen Flexibilität und zur Überwachung der zeitlichen Belastung 
durch die Wahrnehmung der Mandate hat die Mainova AG daher die Übernahme von 
Nebentätigkeiten durch die Vorstandsmitglieder, insbesondere von Aufsichtsratsmanda-
ten in konzernexternen Unternehmen, nicht von der Anzahl der Mandate, sondern der 
Zustimmung des Aufsichtsrats abhängig gemacht. 

 Die Unterstützung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für Aufsichtsratsmitglieder er-
folgt im gesetzlich zulässigen Umfang. 

 

• Kein Bericht des Aufsichtsrats über Interessenkonfl ikte und deren Behandlung 
(Abschnitt 5.5.3 S. 1): 

Der Aufsichtsrat berichtet in seinem Bericht an die Hauptversammlung nicht über aufge-
tretene Interessenkonflikte und deren Behandlung, sondern räumt dem Grundsatz der 
Vertraulichkeit von Beratungen im Aufsichtsrat (vgl. § 116 S. 2 AktG und Abschnitt 3.5 
des Kodex) den Vorrang ein. Im Übrigen gelten die Regelungen des Kodex und der Ge-
schäftsordnung des Aufsichtsrats zur Offenlegung von Interessenkonflikten durch ein-
zelne Aufsichtsratsmitglieder gegenüber dem Gesamtplenum des Aufsichtsrats sowie 
die sonstigen aktienrechtlichen Vorgaben. 

 

• Konzept zur Information der Aktionäre außerhalb der  regelmäßigen Berichterstat-
tung (Abschnitt 7.1.1 S. 2) 

Das Unternehmen prüft derzeit Konzepte zur Information der Aktionäre über die Ge-
schäftsentwicklung außerhalb der regelmäßigen und anlassbezogenen Pflichtberichter-
stattung im Sinne von Abschnitt 7.1.1 S. 2 in der Fassung des Kodex vom 7. Februar 
2017, wobei die Verhältnismäßigkeit des Aufwands entscheidend ist. 

 

 



 

 
 
 

Seite 5 

• Keine öffentliche Zugänglichmachung des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts binnen 90 Tagen nach Geschäftsjahresende und des Zwischenbe-
richts bzw. der verpflichtenden unterjährigen Finanzinformationen binnen 45 Ta-
gen nach Ende des Berichtszeitraums (Abschnitt 7.1.2 S. 3):

 Die sachbedingten besonderen Schwierigkeiten der Erstellung des Konzernabschlusses
und des Zwischenberichts bzw. – seit der Fassung des Kodex vom 7. Februar 2017 - der
verpflichtenden unterjährigen Finanzinformationen erfordern eine eingehende Zusam-
menstellung und Prüfung des Zahlenmaterials, die in den kurzen Fristen von 90 Tagen
nach Geschäftsjahresende bzw. 45 Tagen nach Ende des Berichtszeitraums nicht in der
gebotenen Gründlichkeit durchgeführt werden können.


